
Wenn solche Bauern also trotz Fälligkeit und mehr­
maliger, manchmal monate-, ja jahrelanger Mahnung 
nicht ihren Zahlungsverpflichtungen nachkommen, ist 
auf die in jedem Staat übliche Geltendmachung im 
Wege des gerichtlichen Mahnverfahrens schon lange 
genug zum Nachteil des Haushalts des Arbeiter-und- 
Bauern-Staates verzichtet worden.

Wenn aber dann noch nicht einmal die normalen 
Prozeßzinsen von 4 Prozent, geschweige denn die vor­
geschriebenen Verzugs- bzw. Verspätungszinsen von 
8 Prozent geltend gemacht werden, lebt der Einzel­
bauer bei uns wie in keinem Staat der Welt: Jahr 
für Jahr kann er mit einem zinslosen Kredit pflügen, 
säen, mähen, dreschen lassen usw. Eines Tages wird 
ihm dann1 bei Gericht im Wege des „gegenseitigen 
Nachgebens“ bis zur Hälfte (und mehr!) davon erlassen. 
Den Rest braucht er nur in kleinen Raten, etwa zu 
10 DM, zu zahlen, und die MTS verpflichtet sich selbst­
verständlich im Vergleich, keinerlei Zwangsmaßnah­
men anzuwenden. Außerdem wird sie vom Gericht 
verpflichtet, auch noch die Kosten zu tragen! So ge­
schehen z. B. in Rudolstadt, Lobendem, Teterow und 
anderen Kreisen der DDR.

Obwohl gerade in Teterow die krassesten Fehler in 
der Behandlung der Zivilsachen (nicht nur hinsichtlich 
der MTS-Klagen) seit Jahren praktiziert werden, be­
richtet der Kreisstaatsanwalt in seiner periodischen 
Berichterstattung, insbesondere in den Jahresberichten 
1955 bis 1957, daß es beim Zivilgericht keine Schwer­
punkte gebe! Das erschwert eine reale (Berichterstat­
tung der Bezirke und dadurch ebenfalls eine reale 
Schwerpunktplanung der Obersten Staatsanwaltschaft.

Der Staatsanwalt von Lobenstein setzt sich schrift- 
sätzlich sogar für die Abweisung der Klagen der MTS 
ein, weil die Forderungen angeblich verjährt seien.

Weil von Anfang an die gesellschaftlichen Ursachen 
und Auswirkungen dieser Erscheinungen (viele Zah­
lungsbefehle der MTS) nicht gründlich und allseitig 
politisch untersucht und analysiert wurden und statt 
dessen völlig losgelöst von den tatsächlichen gesell­
schaftlichen Verhältnissen nur die „rein rechtliche“ 
bzw. prozessuale Erledigung der Verfahren beim Zivil­
gericht ressortmäßig gesehen wurde, orientierte man 
sich von seiten der Staatsanwaltschaft z. B. auf die 
wenigen Widerspruchsverfahren, in denen der Wider­
spruch Erfolg hatte, reagierte auf Grund dieser ober­
flächlichen Feststellung und sah nicht die unbedingte 
Notwendigkeit, sich über den gesamten Komplex einen 
erschöpfenden Überblick zu verschaffen, weil die zu 
ergreifenden rechtlichen Maßnahmen in vollem Um­
fang davon abhängig sind. Bei einer Gesamtein­
schätzung dieses Komplexes wäre rflan z. B. in Neu­
brandenburg zu folgenden Feststellungen, die z. T. 
auch für Gera und andere Bezirke gelten, gelangt:

a) Die Mehrzahl der Zahlungsbefehle wird rechts­
kräftig, ohne daß Widerspruch eingelegt wird, z. B. in 
Neustrelitz wurden 1957 von 57 beantragten Zahlungs­
befehlen (in der Regel ohne Zinsen) 53 rechtskräftig. 
In vier Fällen wurde Widerspruch eingelegt, der in 
drei Fällen mit einem Vergleich ebenfalls ohne Be­
rechnung der Zinsen und nur in einem Fall mit der 
Rücknahme der Klage abschloß. Bei der Staatsanwalt­
schaft waren jedoch nur die Widerspruchsverfahren 
bekannt, weil niemand in das Mahnregister Einsicht 
genommen hatte.

b) Mehrere Millionen staatlicher Gelder stehen ins­
gesamt auf dem Spiel.

c) Bauern, die jahrelang nicht nur vorrangig be­
dient wurden, sondern auch noch in dieser Höhe völlig 
kostenlos, verlieren oftmals das Interesse, in eine LPG 
einzutreten. Außerdem gibt ihr Verhalten einen ge­
wissen Anreiz für bisher pflichtbewußte Bauern, nach­
lässig in der Einstellung zu ihren Pflichten zu werden, 
wodurch sich die kapitalistischen Verhältnisse festigen 
und der genossenschaftliche Zusammenschluß stagniert.

d) Die Autorität staatlicher Einrichtungen (MTS), ja 
des Staates selbst, wird bei den Bauern diskreditiert.

e) Schließlich wird in zunehmendem Maße infolge 
Fehlens einer s y s t e m a t i s c h e n  und gewissen­
haften Kontrolle seitens mancher übergeordneten 
staatlichen Verwaltungsorgane gegenüber den MTS
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hinsichtlich ihres Finanzgebarens auch (bei den Funk­
tionären und Werktätigen in den MTS selbst zwangs­
läufig die Staats- und Arbeitsdisziplin, d. h. die Ein­
stellung zu ihren Pflichten gegenüber dem Staat und 
ihren Aufgaben bei der sozialistischen Umgestaltung 
der Verhältnisse auf dem Lande, beeinträchtigt.

f) In einigen MTS sinken die Altforderungen trotz 
verstärkter Einzugsbemühungen nicht, sondern steigen 
ständig infolge der verstärkten Bemühungen der 
Staatsanwälte, den MTS den Weg über das Gericht 
zu erschweren.

Auch eine den Ressortgeist überwindende kombi­
nierte Aktivität mit der Allgemeinen Aufsicht inner­
halb der letzten Jahre hätte bewirken können, daß 
außer den oben beschriebenen Mängeln in den zivil­
gerichtlichen Verfahren nicht Millionen DM wegen 
Verjährung, aber auch wegen bedenklicherer Umstände 
ausgebucht wurden; z.B. wurden bei der MTS Groß­
kochberg per 31. Dezember 1956 von insgesamt 4974 DM 
Schulden der Großbauern 3790 DM, das sind rund 
80 Prozent, ausgebucht, dagegen von Schulden der 
Mittel- und Kleinbauern nur zwischen 10 bis 15 Pro­
zent und bei den LPG nichts, weil sie keine Schulden 
hatten. Die heute noch ausstehenden Gelder hätten 
bei rechtzeitiger, konsequenter und aktiver Unter­
stützung durch die Organe der Justiz, insbesondere die 
Staatsanwaltschaft, längst eingezogen sein können.

Statt dessen orientiert die Abteilung IV in Neu­
brandenburg die Kreisstaatsanwälte sogar noch bis 
ins II. Quartal 1958 hinein auf Grund des Arbeits­
planes des Bezirks auf U n t e r h a l t s s a c h e n  und 
prozessuale Fehler in sämtlichen Güteverfahren (nicht 
etwa nur bei VE), und die Abteilungen V in Gera und 
z. T. auch in Neubrandenburg orientieren die Kreis­
staatsanwälte auf formale und schematische Massen- 

' Überprüfungen der Statuten der LPG. Vielleicht ist es 
kein Zufall, daß auch der Kreisstaatsanwalt in Loben­
stein laut Arbeitsplan für das II. Quartal 1958 an 
allen Unterhalts- und Ehesachen teilnehmen und 
Artikel über die „Regelung von Erbangelegenheiten 
zwischen der BRD und der DDR“ und über „Ehe und 
Familie“ schreiben will.

Soweit Aufgaben zur Förderung der sozialistischen 
Entwicklung in der Landwirtschaft überhaupt ein­
geplant worden sind, entsprang diese Aufgaben­
stellung nicht einer zuverlässigen Analyse der wirk­
lichen Verhältnisse und Schwerpunkte, sondern war 
viel zu eng und wurde den wirklichen Aufgaben nicht 
gerecht. Das zeigt schon der MTS-Komplex mit seinen 
vielfältigen negativen Auswirkungen, das zeigt weiter 
das von K e r n 14 angeführte Beispiel des Zucht- und 
Nutzviehkontors in Neubrandenburg.

*
Zusammenfassend ist festzustellen, daß die im 

Gesetz der Volkskammer vom 11. Februar 1958 ge­
forderte Vervollkommnung der Arbeit des Staats­
apparats und die Verbesserung des Arbeitsstils, die 
Genosse Ulbricht auf der Babelsberger Konferenz noch 
einmal so hervorragend erläutert hat, für die Organe 
der Justiz größte Bedeutung hat, daß vor allem die 
übergeordneten Organe stärker und prinzipieller als 
bisher ihrer politischen Verantwortung gerecht werden 
und die nach geordneten -Dienststellen befähigen müs­
sen, ihre Aufgaben bei der aktiven Umgestaltung der 
kapitalistischen Verhältnisse und der systematischen 
Festigung der sozialistischen Verhältnisse wirksamer 
und umfassender als bisher auf allen Gebieten ihrer 
täglichen Praxis zu verwirklichen.

Dabei darf sich die Leitung, insbesondere die An­
leitung und Kontrolle durch die übergeordneten 
Organe, also die Bezirksstaatsanwaltschaften und die 
Oberste Staatsanwaltschaft, nicht ressortmäßig auf den 
Einzelfall und darin enthaltene einzelne prozessuale 
und materiellrechtliche Fehler beschränken.

Durch solch ressortmäßiges Arbeiten ist z. B. jahre­
lang die systematische Schädlingsarbeit des Gegners in 
der MTS Großkochberg nicht erkannt worden.

Dort wurde zwar im April 1956 einem der negativ­
sten Beschäftigten gekündigt, einem gewissen Schirmer,
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